
 

Antrag  Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk) 

03/SVV/0223 

 
 öffentlich 
Betreff: 
Sozialticket 

 Erstellungsdatum 17.03.2003 

 Eingang 02:  

Einreicher: PDS-Fraktion   
 

Beratungsfolge: Empfehlung Entscheidung 

Datum der Sitzung Gremium 
 

  

02.04.2003 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam 

 
 

  

 

Beschlussvorschlag:  
 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, in Konkretisierung des Beschlusses des Ausschusses für 
Gesundheit und Soziales vom Januar 2002, in den Berechtigtenkreis für das Sozialticket die Personen, 
die Leistungen nach dem Grundsicherungsgesetz erhalten, mit einzubeziehen. 
 
 
Dr. Hans-Jürgen Scharfenberg 
Fraktionsvorsitzender 
 
 

 Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen  

auf der Rückseite 

  

Entscheidungsergebnis   

Gremium:   Sitzung am:  
   

 einstimmig  mit Stimmen-
 mehrheit 

Ja Nein Enthaltung  überwiesen in den Ausschuss: 

 Lt. Beschlussvorschlag  Beschluss abgelehnt   

 abweichender Beschluss DS Nr.:   Wiedervorlage: 

   
 zurückgestellt  zurückgezogen   

 



Entscheidungsergebnis:  

Gremium:  

Sitzung am:  

Beratungsergebnis:  

 

Gremium:  

Sitzung am:  

Beratungsergebnis:  

 
Finanzielle Auswirkungen?   Ja  Nein 

(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.) 
 

 
 

ggf. Folgeblätter beifügen 

 
 
Begründung 
 
Zu dem Berechtigtenkreis für das Sozialticket in der Stadt Potsdam gehört vor Inkrafttreten des 
Grundsicherungsgesetzes die einzubeziehende Personengruppe. 
Leistungen nach dem Grundsicherungsgesetz werden nur unter den Voraussetzungen eines sehr 
geringen Einkommens, vergleichbar mit den Bewilligungsvoraussetzungen für die Zahlung von 
Sozialhilfe, gewährt. 
 
 
 
 
 
 


